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Burka-Verbot: Jetzt gibt es doch eine nationale Regelung
Karin Keller-Sutter lenkt im Streit umdieUmsetzung ein. Das Verhüllungsverbot sollmit einemBundesgesetz umgesetzt werden.

Nach der Abstimmung über die
Initiative «Ja zum Verhüllungs-
verbot»hatteBundesrätinKarin
Keller-Sutter erklärt, dieUmset-
zung des neuen Verfassungsar-
tikels sei Sache der Kantone.
Nun lenkt ihr Departement im
Streit um die Umsetzung ein –
und übernimmt die Federfüh-
rung: Die Bundesrätin hat am
Freitag gegenüber der Konfe-
renzderKantonalen Justiz- und
Polizeidirektorinnenund -direk-
toren (KKJPD)bestätigt, dass sie
demGesamtbundesrat eineVor-

lage für eine bundesrechtliche
UmsetzungdesVerhüllungsver-
botsunterbreitenwerde,wiedas
Eidgenössische Justiz- undPoli-
zeidepartementmeldet.

Keller-Sutter stützt sich da-
bei auf eine Konsultation, wel-
che die KKJPDmit allenKanto-
nen durchgeführt hatte. Diese
hätte gezeigt, dass die Kantone
eine Lösung auf Bundesebene
für zweckmässig erachtetenund
auf eigene kantonaleGesetzge-
bungen verzichten wollten,
schreibtdasDepartement.Dies,

obwohlRegeln zurNutzungdes
öffentlichenRaumseigentlich in
dieKompetenzderKantone fal-
len. Wenn jeder Kanton eine
eigene gesetzliche Umsetzung
ausarbeite, könne die Vorlage
nicht wie vorgesehen innerhalb
vonzwei Jahrenumgesetztwer-
den, so die Befürchtung der
Kantonsregierungen.Dies auch,
weil in einzelnen Kantonen Re-
ferenden drohten.

Auch dem Bundesrat sei es
«ein Anliegen, dass die Initiati-
ve innerhalb der festgelegten

Frist von zwei Jahrenumgesetzt
werden kann», so das Departe-
ment weiter. Deshalb habe das
Bundesamt für Justiz die ent-
sprechenden Arbeiten nun ein-
geleitet.Bis imSommer soll eine
Vernehmlassungsvorlage er-
stellt werden. Umgesetzt wer-
den soll das Verhüllungsverbot
dabei imBundesstrafrecht.

Damit würde ein Verstoss
gegendasnun inderVerfassung
festgeschriebene Verhüllungs-
verbot schweizweit einheitlich
sanktioniert.DasVerbotbetrifft

nicht nur die religiösmotivierte
VerschleierungvonFrauen, son-
dern sämtliche Formen der Ge-
sichtsverhüllung,wobei ausGe-
sundheits- undSicherheitsgrün-
den sowie bei regionalem
Brauchtum wie der Fasnacht
Ausnahmen gemacht werden
können.Bis jetztwarenentspre-
chendeVerbote imKantonTes-
sinund imKantonSt.Gallenbe-
kannt. Verstösse werden dort
mit Bussen geahndet.

PeterWalthard

«Es istunsein
Anliegen,dassdie
Initiative innert
zwei Jahren
umgesetztwird.»

KarinKeller-Sutter
Justizministerin

Nina Fargahi

Geschiedene Frauen müssen
ihren Lebensunterhalt grund-
sätzlich selbst verdienen. Das
hat kürzlich das Bundesgericht
in einer Reihe von bemerkens-
werten Leiturteilen entschie-
den.Eswill demBilddermoder-
nen und berufstätigen Schwei-
zerin Rechnung tragen. Künftig
soll auch eine über 45-jährige
Hausfrau nach einer Scheidung
wieder ins Berufsleben einstei-
gen.UndeineEhe ist nichtmehr
automatisch lebensprägend,
wenn sie zehn Jahre gedauert
hat oder einKindaus ihrhervor-
gegangen ist.

Diese neuen Urteile betref-
fenzwarhauptsächlichdieFrau-
en, doch gefällt haben sie alle-
samtmännliche Bundesrichter.
Nämlich: Christian Herrmann
(SVP),Nicolas vonWerdt (SVP),
LucaMarazzi (FDP), Felix Schö-
bi (BDP),GrégoryBovey (FDP).
Daher stellt sich die Frage: Wie
vertretbar ist es, dass ein reines
MännergremiumüberFälle ent-
scheidet, die vor allem das Be-
rufs- und Familienleben von
Frauen angehen?

Werkocht,putztundschaut
zudenKindern?
Die erfahrene Zürcher Schei-
dungsanwältin Jeanne DuBois
sagt: «Wennmännliche Richter
Gleichstellungspolitik machen,
ist esoft so,dassdieszuUnguns-
ten der Frau ausgeht.» Die neu-
en Entscheide würden auf das
Bild der Ehepaare passen, die
beide zu gleichen Prozenten er-
werbstätig seien und beide in
gleichemUmfangdieKinderbe-
treuen.Dassei zwar inOrdnung,
aber in der Schweiz lebe die
MehrheitderFamilieneinande-
res Rollenbild. «Frauen, die
nicht oder Teilzeit erwerbstätig
waren, kommennunandieKas-
se.» Denn die reelle Arbeits-
marktsituation sei so, dassFrau-
en zwar häufig in ihrem Beruf
wiedereinsteigen können, aber
zu einem tieferen Lohn. Dieser
decke ihre Lebenskosten viel-
leicht knapp, so gebe es keine
Unterhaltsbeiträgemehr. «Die-
ser Lohn wirkt sich wiederum
auf ihre Altersvorsorge aus, was
nicht ausgeglichenwird.»

Maya Graf, Ständerätin
(Grüne/BL)undCo-Präsidentin
des Schweizer Frauendachver-
bands Alliance F, begrüsst die
Urteile im Grundsatz, findet
aber, dass die Entscheide nicht
fertig gedacht seien.«Bezahlba-
re flächendeckende familiener-
gänzendeKinderbetreuung,El-
ternzeit zu gleichen Teilen und
Individualbesteuerung sind

eigentlich Voraussetzungen für
einneuesUnterhalts- undSchei-
dungsrecht.» Man müsse das
eine tun, aber das andere nicht
lassen. «Genau das haben die
fünf männlichen Richter wahr-
scheinlich übersehen, da sie
ganz andere Berufs- und Le-
benserfahrungen haben», so
Graf. Rein männliche Richter-
gremien deckten nicht die Viel-
falt der Perspektiven undÜber-
legungen ab. Das sei ein Pro-

blemper se, dasmangenauso in
derPolitikundWirtschaft beob-
achten könne.

Die Autorin Sibylle Stillhart
kennt sich indiesemThemaaus.
Sie kritisiert, dass das Bundes-
gericht eine nicht nachvollzieh-
bare Gleichstellungspolitik be-
treibe.DasGericht gehevonder
Annahme aus, dass wir in einer
gleichberechtigtenGesellschaft
lebten, sagte sie kürzlich im
Interview mit CH Media. Auf

Anfrage doppelt sie nach: «Es
erstauntmich, dass dieHerren
Richter am Bundesgericht ein
Urteil fällen, das nicht auf ge-
sichertemWissen, Fakten oder
Studien beruht – sondern rein
ideologisch motiviert ist.» Es
sei so, dass Frauen in der
Schweiz 100 Milliarden Fran-
kenweniger alsMänner verdie-
nen pro Jahr – obwohl sie gleich
viele Stunden arbeitenwürden.
«Diese schwindelerregend

hohe Zahl zeigt, dass die
Gleichstellungspolitik der letz-
ten dreissig Jahre nicht funktio-
niert hat.»Manmüsse Gleich-
stellung neu denken und die
Sorgearbeit, die vor allem
Frauen hauptsächlich unbe-
zahlt leisten, ins Zentrum stel-
len. «Auch Richterinnen und
Richter könnten nicht ein solch
privilegiertes Leben führen,
wenn nicht jemand für sie ein-
kauft, kocht, dieWohnung auf-

räumt, dasBüro putzt und –was
in diesen Urteilen nicht unwe-
sentlich ist – zu ihren Kindern
schaut», so Stillhart.

Juristische Ideensinddurch
Werthaltungengeprägt
Für die ehemalige Bundesrich-
terin Vera Rottenberg Liato-
witsch spielt die Zumutbarkeit
eine zentrale Rolle. Ist es zum
Beispiel zumutbar, dass eine
50-jährige Frau nach der Schei-
dung als Pflegehilfe arbeiten
geht, obwohl sie vor 20 Jahren
einen Jura-Abschluss gemacht
hat? Und würdeman bei einem
Mann in der gleichen Situation
die Zumutbarkeit anders ausle-
gen?RottenbergLiatowitschbe-
grüsst es, dass die Urteile die
starren Regeln aufweichen und
eineEinzelfallbeurteilungmög-
lich machen. Sie ist grundsätz-
lich damit einverstanden, ge-
schiedene und ältere Frauen
wieder ins Berufsleben zu inte-
grieren, betont aber, dass die
Zumutbarkeit sorgfältig geprüft
werdenmüsse.DassderSpruch-
körper ein reines Männergre-
miumwar, könnedenAnschein
der Voreingenommenheit ge-
genüberFrauenbegründenund
sei deshalb nicht vertrauensbil-
dend. Sie selbst habe amOber-
gericht bei sämtlichen Sexual-
deliktenmitgewirkt, weil sie als
Frau eine andere Perspektive
eingebracht habe. «Natürlich
sind meine juristischen Ideen
durchmeineWerthaltungenge-
prägt», sagt sie.Dasheisse aber
nicht, dassFrauenbeiRichterin-
nen ohne weiteres Recht be-
kommen oder dassMänner im-
mer gegen die Interessen von
Frauen urteilen würden. «Die
Werthaltungen vonFrauen und
Männern sindkomplexundviel-
fältig, das Geschlecht ist nicht
das einzigeprägendeKriterium,
aber natürlich ist es entschei-
dend bei der Sozialisierung.»

Marianne Ryter, die Präsi-
dentin des Bundesverwal-
tungsgerichts, sagte letzteWo-
che in einem Interview mit
dem «Tages-Anzeiger»: «Als
Menschen haben Richter und
Richterinnen natürlich ver-
schiedene Werthaltungen.»
Prägend für dieseWerthaltun-
gen sei unter anderem das Ge-
schlecht. Richtergremien, also
Spruchkörper, die zumBeispiel
nur aus Männern bestehen,
würden «Einseitigkeiten» auf-
weisen. Was sagt das Bundes-
gericht dazu? «Die Rechtspre-
chung erging, ohne dass sich
dasGeschlecht der urteilenden
Gerichtsmitglieder darauf aus-
gewirkt hat.»Die Frage ist nur:
Wie ist das messbar?

Fünf Männer prägen
die Gleichstellungspolitik
Die neuen Leiturteile zu Scheidungen und Lebensunterhalt des Bundesgerichts

wurden ohne Frauen gefällt. Ist das ein Problem?

Das Bundesgericht in Lausanne hat sich mit dem Unterhaltsrecht befasst und die bisherige Praxis geändert. Bild: Christian Brun/Keystone

Diese Richter entscheiden über die wirtschaftliche Existenz vieler Frauen in der Schweiz. Bilder: Gaëtan Bally/Keystone


